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Fragebogen zur Krankenhauspolitik - Landtagswahl 
Bayern 2023 

Einsendeschluss 28.02.2023 

 
 
Verehrter bayerische Parteivorsitzende,    

 
 
die Landtagswahl 2023 für Bayern steht vor der Tür. Die aktuell angespannte Lage 
deutscher und insbesondere bayerischer Krankenhäuser sollte eine zentrale Rolle in Ihrem 
Wahlprogramm spielen. Wir werden Sie daran messen:  
 

• Wie steht Ihre Partei zu den bayerischen Krankenhäusern? 

• Welche Zukunftsszenarien wird Ihre Partei vorschlagen, um die großen 
Herausforderungen der Krankenhäuser zu lösen? 

   
Wir bitte Sie hierzu um Ihre Einschätzung.  
 

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, werden wir die Antworten Ihrer Partei und der 
anderen bayerischen Parteien auf unserer Webseite veröffentlichen.  

Wir werden auch berichten, welche Parteien unsere Fragen nicht beantwortet 
haben. 

 
Für die wahlberechtigten Bürger sollte transparent werden, welche Partei im bayerischen 
Wahlkampf welche Wahlziele verfolgt. Ihre Antworten werden von uns nicht weiter 
kommentiert – der Wähler soll entscheiden. 
 
Wir bedanken uns vorab für Ihre Unterstützung. 
 

Ihre Partei: 
 

 FREIE WÄHLER Bayern  

   

Ansprechpartner für Rückfragen: 
 

 Susann Enders  

Funktion: 
 

 Generalsekretärin und gesundheitspolitische 
Sprecherin  

Mail: 
 

 Susann.Enders@fw-bayern.de  

mailto:Susann.Enders@fw-bayern.de


Telefon: 
 

  

 

Einsendeschluss bitte bis 28.02.2022 
Aktionsgruppe Schluss mit Kliniksterben in Bayern 
Klaus Emmerich: klaus_emmerich@gmx.de  



1. Große Krankenhausreform 

 

11. Dringlichkeit 
 
Deutsche Krankenhäuser stehen finanziell und personell vor großen Herausforderungen. 
Hält Ihre Partei eine große Krankenhausreform für ... 
 
 

X  dringend erforderlich 

  erforderlich 

  nicht erforderlich 

   
  Anmerkung:  

Die finanzielle Situation der bayerischen Krankenhäuser ist seit Jahren problematisch 
und der Fachkräftemangel verschärft die Situation noch weiter. Uns FREIEN 
WÄHLERN ist ein flächendeckendes und wohnortnahes Angebot an Krankenhäusern 
und Geburtshilfestationen ein besonders wichtiges Anliegen. Gerade für Menschen 
im ländlichen Raum muss die wohnortnahe Versorgung im Fokus stehen. Gleichzeitig 
ist die Qualität der Versorgung auf einem hohen Niveau zu halten. Diese Ziele sind 
nur mit einer umfangreichen Krankenhausreform umsetzbar. Das DRG-System  
muss deshalb zugunsten intelligenter Lösungen mit Vorhaltekriterien abgeschafft 
werden. Die gegenwärtigen Pläne vom Bund werden diesen Anforderungen jedoch 
in keiner Weise gerecht, sondern würden die Situation für die bayerischen 
Krankenhäuser und damit auch für die Versorgung der Menschen deutlich 
verschlechtern. 

 
12. Untergliederung der Krankenhäuser nach Level 3, 2, 1n und 1i 
 
Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach und seine Regierungskommission planen im 
Rahmen einer Großen Krankenhausreform die Untergliederung der Krankenhäuser in Level 
3, 2, 1n (Level 1n: Basisversorgung und Basisnotfallbehandlung ohne Geburtshilfe) sowie 
Level 1i (Level 1i: Einrichtung unter pflegerischer Leitung und ambulant-ärztlicher 
Unterstützung ohne Notfallversorgung). [1]  
 
Die Aufteilung in Bayern sähe in etwa wie folgt aus: 
 
Level 2 und 3, höherwertig:      58 (17%)  
Level 1n mit Basisnotfallversorgung ohne Geburtshilfe:  150 (42%) 
Level 1i ohne Notfallversorgung unter pflegerischer Leitung  143 (41%) 
Bayern gesamt:        351 (100%) [2] 
 
Würde Ihre Partei dieses Modell unterstützen? 
 

  Ja, wir werden dies unterstützen. 

X  Nein, wir werden über unsere Bundespartei und Bundesrat dagegen intervenieren. 

   
  Begründung:  

Durch die Krankenhausreform der Ampel-Regierung sollen als wesentliches Element 
die Vorgabe bundeseinheitlicher Level mit speziellen Strukturqualitätsanforderungen 
sein. Krankenhäuser, die die geplanten Strukturvoraussetzungen für die 
maßgeblichen Level nicht erfüllen, erhalten auch die Vergütung nicht, wodurch sie 



faktisch zur Aufgabe dieses Leistungsangebots gezwungen werden. Hierin sehen wir 
als FREIE WÄHLER eine dramatische Gefährdung der flächendeckenden 
Versorgung in Bayern, denn eine hohe Anzahl an Krankenhäusern würde die 
Anforderungen höherer Level nicht erfüllen, so dass sie nur noch eine 
Grundversorgung anbieten könnten. Das liegt nicht im Patienteninteresse! 

 
13. Finanzierung im Rahmen der geplanten Krankenhausreform 
 
Bisher wurden die Krankenhäuser operativ durch DRG-Fallpauschalen finanziert. 
Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach und seine Regierungskommission planen im 
Rahmen einer Großen Krankenhausreform zukünftig die Aufgliederung der operativen 
Krankenhausfinanzierung in Vorsorgepauschalen (i.d.R. 40%) und DRG-Fallpauschalen 
(i.d.R. 60%). Der Budgetdeckel bleibt. Ist Ihre Partei der Überzeugung, dass die 
Finanznöte der Krankenhäuser durch dieses Finanzierungsmodell gelöst werden? [1] 
 

  Ja, wir werden dies unterstützen. 

X  Nein, wir werden über unsere Bundespartei und Bundesrat dagegen intervenieren. 

   
  Begründung:  

Die Finanzierungsprobleme der Krankenhäuser verdeutlichen sehr plastisch, dass 
das DRG-System dringend abgeschafft werden muss. Zum Erhalt einer 
flächendeckenden Versorgung der Menschen in Bayern ist die Einführung von 
Vorhalteelementen, etwa einer Sockelfinanzierung, erforderlich. Auf diese Weise 
könnten auch kleinere, aber versorgungsrelevante Krankenhäuser wirtschaftlich 
arbeiten. 

 
 
14. Alternative Selbstkostendeckung der Krankenhäuser 
 
Das Bündnis Klinikrettung hat dem Bundesgesundheitsministerium das Modell 
„Selbstkostendeckung der Krankenhäuser“ vorgestellt. Krankenhäuser schreiben eine 
„schwarze Null“. Insolvenzen in Folge von Verlusten wird es nicht mehr geben. Gewinne aus 
„rentablen Krankenhäusern“ werden nicht mehr dem Gesundheitssystem entzogen. Der 
Aufwand von Kodierung und Dokumentation der DRG-Fallpauschalen im Umfang von 
145.000 klinischen Fachkräften würde entfallen. Das Personal stünde ohne Mehrkosten 
zusätzlich für die unmittelbare Patientenbehandlung zur Verfügung. Ist Ihre Partei der 
Überzeugung, dass die Finanznöte der Krankenhäuser durch die Selbstkostendeckung der 
Krankenhäuser gelöst würden? [3] 
 

X  Ja, wir werden dies über unsere Bundespartei und Bundesrat unterstützen. 

  Nein, wir halten die Vorschläge der geplanten Krankenhausreform für geeignet.  

   
  Begründung:  

Als FREIE WÄHLER unterstützen wir das Ziel, dass Krankenhäuser 
gemeinwohlorientiert und nicht gewinnorientiert arbeiten müssen. Deshalb setzen wir 
uns dafür ein, dass das DRG-System abgeschafft und durch eine Lösung ersetzt wird, 
die auch Vorhaltekosten angemessen berücksichtigt. Ebenso begrüßen wir die 
Forderung nach mehr Bürokratieabbau, damit Ärzte, Pflegekräfte und Therapeuten 
mehr Zeit für ihre Patienten haben. Eine Bürgerversicherung lehnen wir jedoch ab. 

 
2. Bayerische Perspektiven 



 
21. Flächendeckende klinische Versorgung 
 

Die Aktionsgruppe Schluss mit Kliniksterben in Bayern plädiert dafür, dass jeder Einwohner 
ein Allgemeinkrankenhaus mit den Fachabteilungen Innere Medizin, Chirurgie, 
Geburtshilfe, Basisnotfallversorgung und Intensivmedizin binnen 30 Fahrzeitminuten 
erreichen muss. Dies ist lt. einer Recherche anhand des GKV-Kliniksimulators in 115 
bayerischen PLZ-Regionen nicht gewährleistet. [4] Wie steht Ihre Partei zu diesem 
klinischen Mindeststandard, zu erreichen innerhalb 30 Fahrzeitminuten? 
  

X  Ja, wir werden diesen Mindeststandard für Bayern unterstützen. 

  Nein, wir halten diesen Standard nicht für sinnvoll. 

  Wir plädieren für andere Mindeststandard in folgender Form (Begründung). 

   
  Begründung:  

Ein flächendeckendes Angebot an Krankenhäusern und Geburtshilfestationen ist 

uns FREIEN WÄHLER ein besonderes Anliegen. Gerade für Menschen im 

ländlichen Raum muss die wohnortnahe Versorgung im Fokus stehen. Gleichzeitig 
ist die Qualität der Versorgung auf einem hohen Niveau zu halten. 

 
22. Investitionsfinanzierung 

 
Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach, die Regierungskommission, die 
Krankenhäuser und die Deutsche Krankenhausgesellschaft beklagen vielfach die 
unzureichende Investitionsfinanzierung durch die Bundesländer. Bayern stellt jährlich 643 
Mio. Euro an Investitionsfördermitteln zur Verfügung. Die Deutsche 
Krankenhausgesellschaft sieht damit nur ca. 60% des klinischen Investitionsbedarfs in 
Bayern gedeckt. [5] Würde Ihre Partei eine jährliche Investitionsförderung der 
Krankenhäuser im Umfang von gut 1 Mrd. Euro unterstützen. 
 

X  Ja, wir halten die Forderung für berechtigt und würden sie umsetzen. 

  Nein, wir halten die Forderung für nicht berechtigt. 

   
  Begründung:  

Bayern unterstützt die Krankenhäuser bereits seit Jahren auf einem hohen Niveau. 
Dennoch sehen wir aktuell die Notwendigkeit, die Investitionskostenförderung weiter 
anzuheben, um die flächendeckende Versorgung der Menschen in Bayern auch in 
Zukunft auf einem hohen Niveau sicherzustellen und werden uns dafür einsetzen. 

 
 

  



3. Allgemeine Einschätzung 

 

31. Trägerschaft 
 

Krankenhäuser sind Bestandteil der Daseinsvorsorge. Welche Trägerschaft würde Ihre 
Partei in Bayern besonders fördern: 
 

X  Kommunale bzw. öffentlich rechtliche Träger 

  Frei gemeinnützige Träger 

  Private Träger 

  Alle gleichwertig 

   
  Anmerkung:  

Der Erhalt und Ausbau kommunaler Krankenhäuser durch eine solide und 
verlässliche Finanzierung ist uns FREIEN WÄHLERN ein wichtiges Anliegen. Das 
trägt dazu bei, dass Krankenhäuser in erreichbarer, wohnortnaher Entfernung 
bleiben. Wir machen uns deshalb gegen die unausgegorenen Reformpläne der 
Ampel-Regierung im Bund stark. 

 

32. Präferenz 
 

In der Öffentlichkeit werden oft Bedarfs- bzw. Patientenorientierung, Wettbewerb und  
Wirtschaftlichkeit der Krankenhäuser kontrovers diskutiert. Welchem Kriterium würde Ihre 
Partei in der bayerischen Krankenhauspolitik den Vorrang einräumen: 
 

X  Bedarfs- bzw. Patientenorientierung 

  Wirtschaftlichkeit 

  Wettbewerb 

  Alle gleichwertig 

   
  Anmerkung: 

Krankenhäuser gehören zur Daseinsvorsorge. Sie dienen der Versorgung der 
Menschen und keinen ökonomischen Interessen. Keinesfalls sollten sie Mittel zur 
Gewinnerzielung sein. An vorderster Stelle muss daher die bestmögliche   
Gesundheitsversorgung der Menschen stehen. 

 

 

33. Ambulantisierung 
 

Durch tagesstationäre DRG, Hybrid-DRG für sektorenübergreifende ambulante Eingriffe 
sowie Gesundheitseinrichtungen Level 1i möchten Bundesgesundheitsminister Karl 
Lauterbach und seine Regierungskommission die Ambulantisierung klinischer Leistungen 
bundesweit fördern und gleichzeitig auf viele Krankenhäuser verzichten. Die 
Ambulantisierung könnte ca. 41% der bayerischen Krankenhäuser treffen. Ist Ihre Partei der 
Überzeugung, dass durch Ambulantisierung eine flächendeckende klinische Versorgung in 
Bayern gewährleistet ist? 

 

  Ja, wir werden dies aktiv unterstützen. 

X  Nein, wir werden versuchen, die aktuelle klinische Versorgung zu sichern. 

   



  Anmerkung:  
Grundsätzlich halten wir eine Stärkung des ambulanten Bereichs für notwendig und 
sehen sie auch im Interesse der Patienten liegend. Dennoch ist eine 
flächendeckende Krankenhausstruktur unverzichtbar. Die Reformpläne der Ampel-
Koalition sind insofern Augenwischerei, denn die Level I -Krankenhäuser sind 
eigentlich keine Krankenhäuser mehr, so dass die Krankenhausstruktur ernsthaft 
gefährdet würde.    
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